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= Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 
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= Personenbeförderungsgesetz 
= Polizeigesetz 
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= Randziffer 
= Revue de Droit Europeen 
= Revue du Marche Commun 
= Recht der Internationalen Wirtschaft 
= Rechtssache(n) 
= Rechtsprechung 
= Revue Trimestrielle de Droit Europeen 
= Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz 
=Seite 
= Amtliche Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes der 

Europäischen Gemeinschaften 
= Strahlenschutzverordnung 
= unter anderem 
=Urteil 
=vom 
= verbundene 
= Verwaltungsarchiv 
= Verfahrensordnung des Gerichtshofs der Europäischen 

Gemeinschaften 
= Verwaltungsgericht 
= Verwaltungsgerichtshof 
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= Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer 
= Verwaltungsgerichtsordnung 
= Verwaltungsverfahrensgesetz 
= Weimarer Reichsverfassung 
= Wirtschaft und Wettbewerb 
= Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 
= Zeitschrift für Beamtenrecht 
= Zeitschrift für Zölle und Verbrauchssteuern 
= zitiert 
= Zweitbearbeitung 





Einleitung 

Die Frage der Entwicklung eines europäischen Verwaltungsrechtes hat in 
den letzten Jahren zunehmend an Interesse gewonnen.1 Dies dürfte darauf 
zurückzuführen zu sein, daß diese Frage nicht nur von wissenschaftlichem 
Interesse, sondern auch von hoher praktischer Relevanz ist. Es geht hier um 
die Realität der Gemeinschaft, wie sie sich den Behörden, Unternehmen 
und Gerichten in der täglichen Praxis stellt.2 

Kernstück jeder Verwaltungsrechtsordnung ist aber deren Effektivierung 
durch die Gewährung verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes. 

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist ein wesentlicher Teilbe-
reich dieses Rechtsschutzes; sie befaßt sich mit dem Umfang der Kontrolle, 
die der Gerichtshof über das Handeln der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften ausübt. 

Die Erörterung bezieht sich hierbei sowohl auf die gerichtliche Über-
prüfung des Sachverhalts, den die Kommission ihren Entscheidungen zu-
grunde legt, als auch auf die Kontrolle der rechtlichen Würdigung dieses 
Sachverhalts. 

Der Begriff der "Tatsachenwürdigung" ist in diesem Zusammenhang nicht 
im engeren Sinne als Subsumtion des Sachverhaltes unter die tatbestand-
liehen Voraussetzungen zu verstehen.Vielmehr sollen hiermit entsprechend 
dem Begriff der "appreciation des faits" des französischen Verwaltungs-
rechts auch die Bewertungen des Sachverhalts im Hinblick auf die im kon-
kreten Fall zu treffende Entscheidung und damit der Rechtsfolgenbereich 
erfaßt werden. 

Die Untersuchung erstreckt sich darauf, ob und inwieweit Kontrollrechte 
und-pflichtenbestehen und soll deren Umfang und Grenzen darstellen. 

1 Vgl. Beutler/ Bieber/ Pipkom/ Streif, S. 201 f. 
2 So bereits Everling DVBI. 1983, 649 (649). 
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Die Arbeit umfaßt allerdings nicht den gesamten Bereich des Kommis-
sionshandelns. Sie beschränkt sich vielmehr auf Entscheidungen, die Gegen-
stand einer Klage nach Art. 173 II EWGV sein können, d.h. auf Entschei-
dungen im Sinne des Art. 189 IV EWGV sowie auf Entscheidungen, die als 
Verordnungen ergehen, aber eine natürliche bzw. juristische Person unmit-
telbar und individuell betreffen.3 

Auch beschränkt sich die Untersuchung auf die Kontrolle dieser Ent-
scheidungen im Rahmen des Art. 173 EWGV. Die Analyse der Rechtspre-
chung des Gerichtshofs ist aber nicht auf Aussagen begrenzt, die dieser im 
Rahmen von Nichtigkeitsklagen nach Art. 173 EWGV getroffen hat. Soweit 
der Gerichtshof zur Frage von Umfang und Grenzen der gerichtlichen 
Kontrolle von Kommissionsentscheidungen im Rahmen anderer Verfah-
rensarten (insb. in Vertragsverletzungsverfahren gern. Art. 169 EWGV) 
Stellung genommen hat, sind auch diese in die vorliegende Untersuchung 
einbezogen worden. 

Eine Erörterung der gerichtlichen Verwaltungskontrolle im Gemein-
schaftsrecht wäre unvollständig, wenn sie ohne nationale Querbezüge erfol-
gen würde. Das europäische Verwaltungsrecht erweist sich als in hohem 
Maße von den Rechtsordnungen der Mitgliedsstaaten geprägt, wirkt aber 
auch seinerseits wieder auf die nationalen Verwaltungsrechtsordnungen 
zurück.4 

Das Gemeinschaftsrecht wird hierbei naturgemäß von den Rechtsord-
nungen am stärksten beeinflußt, in denen bereits eine ausgeprägte eigen-
ständige Verwaltungsrechtsordnung besteht; an erster Stelle sind hier das 
deutsche und das französische Recht zu nennen. 

Daher soll die gerichtliche Kontrolle von Kommissionsentscheidungen in 
Bezug gesetzt werden zu den Verfahrensarten, die das deutsche und das 
französische Recht für die gerichtliche Kontrolle von Verwaltungsakten be-
reitstellen. 

Dabei soll versucht werden, anband bestehender Parallelen und Diver-
genzen der nationalen Rechte im Vergleich zur Vorgehensweise des Ge-
richtshofs die Einflüsse der jeweiligen Rechtsordnungen zu verdeutlichen. 

3 Im folgenden werden beide Formen des Kommissionshandeins unterschiedslos als 
"Entscheidungen" bezeichnet. 

4 Everling NVwZ 1987, 1 (1 f.); Schwarze EuLRev 1991, 3 (15 ff.). 
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Implikationen insbesondere des deutschen Verfassungsrechts sind nicht 
Gegenstand dieser Arbeit. Die Vorgehensweise des Gerichtshofs soll aber 
daraufhin untersucht werden, ob sie rechtsstaatliehen Anforderungen in 
dem Maße genügt, daß ein Standard an inhaltlichem Grundrechtsschutz ge-
nerell gewährleistet ist, der den vom Grundgesetz als unabdingbar gebote-
nen Anforderungen im wesentlichen gleichzuachten ist.5 

Weiterhin soll auf die Frage eingegangen werden, inwieweit trotz der 
eher zurückhaltenden Vorgaben der Art. 164 und 173 EWGV für den 
Richter verbindliche gemeinschaftsrechtliche Vorgaben für die gerichtliche 
Verwaltungskontrolle festzustellen sind. 

Soweit entsprechende Vorgaben bestehen, sollen diese auf ihre Realisie-
rung in der Praxis des Gerichtshofs untersucht werden. 

5 Vgl. zu diesen Anforderungen den "Solange-li-Beschluß" des BVerfG- BVerfGE 73, 339 
(385 ff.) sowieMosler, in Isensee/ Kirchhof,§ 175, Rdz. 65 f. 
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